Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Drucksache 13/11055 


18. 06. 98 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verkehr (15. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Gila Altmann (Aurich), Dr. Uschi Eid, 
Franziska Eichstädt-Bohlig, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 13/8654 - 


Zukunftsfähige Mobilität - weltweit 


A. Problem 

Die Antragsteller gehen von der grundlegenden Annahme aus, 
daß die ökologischen, ökonomischen und sozialen Folgen welt- 
weiter Mobüität unter den derzeitigen Voraussetzungen und poh- 
tischen Prämissen nicht tragbar seien. Die Fixierung auf den Stra- 
ßenverkehr durch eine sich über den reinen Infrastrukturausbau 
definierende Verkehrspohtik der Bundesregierung mit ihrem 
Schwerpunkt auf der Erweiterung des Straßennetzes führe in eine 
Sackgasse, weshalb den mit dem prognostizierten Verkehrs- 
wachstum einhergehenden Problemen nicht begegnet werden 
könne. Der BVWP 92 habe sich als unfinanzierbar und ökologisch 
gescheitert erwiesen, verkehrsträgerübergreifende Planungen 
würden vernachlässigt. Automobüität sei nicht grenzenlos mög- 
hch; verbesserte Fahrzeugtechnologien allein könnten die Nega- 
tivfolgen des motorisierten Verkehrs nicht beseitigen, zumal die 
Automobüindustrie technisch machbare, höhere ökologische 
Standards aufgrund fehlender klarer pohtischer Rahmenbedin- 
gungen nicht umsetze. Durch zu geringe Kerosinpreise komme es 
darüber hinaus zu immer größeren Umweltbelastungen durch 
den weiter steigenden Flugverkehr. Der von der Bundesregierung 
propagierte Konkurrenzkampf zwischen den Verkehrsträgern 
führe insbesondere in Entwicklungsgebieten und in struktur- 
schwachen Regionen zur Ruinierung der Bahn und zu Stillegun- 
gen der Schiene in der Fläche. Der Transrapid wird als finanz- 
pohtisch nicht zu rechtfertigendes Risiko für die Zukunft einge- 
schätzt. 

Daneben unternehmen die Antragsteller den Versuch, über die 
nationale Verkehrspohtik hinaus die aus ihrer Sicht bestehenden 
verkehrspohtischen Handlungszwänge ausgehend von den Ge- 
gebenheiten in den Industriestaaten auf die Verkehrsprobleme in 
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den Entwicklungsländern zu übertragen, um so die von den ent- 
wickelten Ländern begangenen Fehler in einem antizipativen, 
präventiven Lösungsansatz zu vermeiden. 

Eine Wende in der bundesdeutschen Verkehrspolitik könne er- 
reicht werden, indem auf nationaler Ebene alle notwendigen 
Maßnahmen ergriffen werden, um die Rahmenbedingungen des 
Verkehrs nachhaltig zu ändern. Ziel müsse es sein, ein ökologisch 
vertretbares und ökonomisch effizientes Verkehrssystem zu ent- 
wickeln. Umzusetzen sei dies vor allem durch eine schrittweise, 
kalkulierbare Erhöhung der Mineralölsteuer und die Einführung 
der Kerosinsteuer sowie einer Schwerverkehrsabgabe für Lkw im 
Rahmen der ökologisch-sozialen Steuerreform. Daneben wird 
unter anderem die Zurückführung des Autoverkehrs in Innen- 
städten, Förderung von Mobilitätszentren, Einführung von Tem- 
polimits und die Umwandlung der Km-Pauschale in eine ver- 
kehrsmittelunabhängige Entfemungspauschale vorgeschlagen. 

Im Rahmen der Entwicklungspohtik wird unter anderem die 
Forderung nach verstärkter Entwicklungszusammenarbeit im 
Verkehrsbereich mit dem Schwerpunkt auf die Förderung ener- 
giesparender, umweltverträglicher, nachhaltiger und preiswerter 
Verkehrssysteme sowie nach Förderung und Unterstützung von 
örtlich und regional angepaßten Verkehrsmitteln und Verkehrs- 
systemen erhoben. 


B. Lösung 

Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag abzulehnen. 

Ablehnung des Antrages mit großer Mehrheit 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschheßen, 

den Antrag - Drucksache 13/8654 - abzulehnen. 


Bonn, den 29. April 1998 


Der Ausschuß für Verkehr 

Horst Friedrich 

Berichterstatter 


Dr, Dionys Jobst 

Vorsitzender 


Bericht des Abgeordneten Horst Friedrich 


I. 

Der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

„Zukunftsfähige Mobüität - weltweit'' - Drucksache 
13/8654 - wurde vom Deutschen Bundestag in seiner 
211. Sitzung vom 12. Dezember 1997 zur federführen- 
den Beratung an den Ausschuß für Verkehr überwie- 
sen sowie zur Mitberatung an den Finanzausschuß, 
den Ausschuß für Wirtschaft, den Ausschuß für Um.- 
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, den Aus- 
schuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau, 
den Ausschuß für Büdung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung, den 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung sowie an den Ausschuß für Fremdenver- 
kehr und Tourismus. 

Der Finanzausschuß hat in seiner 98. Sitzung vom 
4. März 1998 mit den Stimmen der Koalitionsfraktio- 
nen gegen die Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und der Gruppe der PDS bei Stimm- 
enthaltung der Fraktion der SPD empfohlen, den An- 
trag abzulehnen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat in seiner 78. Sitzung 
vom 25. März 1998 mit den Stinunen der Fraktionen 
der CDU/CSU, SPD und F.D.P. gegen die Stimmen 
der Gruppe der PDS bei Abwesenheit der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN empfohlen, den Antrag 
abzulehnen. 


Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit hat in seiner 67. Sitzung vom 14. Januar 
1998 mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
gegen die Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN sowie der Gruppe der PDS bei Stimment- 
haltung der Fraktion der SPD empfohlen, den Antrag 
abzulehnen. 

Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau hat in seiner 70. Sitzung vom 11. Februar 
1998 mit den Stimmen der Koahtionsfraktionen 
gegen die Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN sowie der Gruppe der PDS bei Stimment- 
haltung der Fraktion der SPD empfohlen, den Antrag 
abzulehnen. 

Der Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung hat in 
seiner Sitzung vom 4. März 1998 mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe 
der PDS bei Stimmenthaltung der Fraktion der SPD 
empfohlen, den Antrag abzulehnen. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung hat in seiner Sitzung vom 4. Febru- 
ar 1998 mit den Stimmen der Koahtionsfraktionen ge- 
gen die Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Gruppe der PDS bei Stimmenthal- 
tung der Fraktion der SPD empfohlen, den Antrag 
abzulehnen. 
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Der Ausschuß für Fremdenverkehr und Tourismus 

hat in seiner Sitzung vom 11. Februar 1998 mit den 
Stimmen der Fraktion der CDU/CSU gegen die Stim- 
men der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei 
Stimmenthaltung der Fraktion der SPD und eines 
Mitglieds der Fraktion der CDU/CSU sowie bei Ab- 
wesenheit der Fraktion der F.D.P. und der Gruppe 
der PDS empfohlen, den Antrag abzulehnen. 

Der Ausschuß für Verkehr hat die Vorlage in seiner 
71. Sitzung vom 29. April 1998 beraten. Er empfiehlt 
mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD 
und F.D.P. gegen der Stimmen der Fraktion BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe der PDS, den 
Antrag - Drucksache 13/8654 - abzulehnen. 

II. 

Die Antragsteller machten deutlich, daß mit dem An- 
trag versucht werde, einen globalen Bezug herzustel- 
len. Es gehe darum, eine Änderung von Verkehrs- 
strukturen zu erreichen, die Förderung und den Aus- 
bau von öffentlichen Verkehrsmitteln und auch des 
nichtmotorisierten Verkehrs. Allerdings reiche es 
nicht aus, diese Probleme nur im eigenen Land zu 
lösen, sondern es seien auch gleichzeitig Lösungsan- 
sätze für den globalen Verkehr zu erzielen. Zum an- 
deren gehe es darum, daß aus Sicht der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die Gesamt-C02-Büanz 
nicht mit den Zielen von Rio de Janeiro und Kyoto zu 
vereinbaren sei, wenn nicht auch der nichtmotori- 
sierte Verkehr stärker gefördert würde. Was die Ein- 
führung einer Kerosinsteuer angehe, so sei klar, daß 
es keinen nationalen Alleingang geben könne. Es 
müsse jedoch eine nationale Initiative zur Forcierung 
dieses Themas im Rahmen der EU möglich sein. Zum 
Tempolimit wies die Fraktion auf ein Gutachten des 
DIW hin, das ausdrücklich einen Zusammenhang 
sehe zwischen einer schrittweisen Verteuerung des 
Straßenverkehrs bzw. der Einführung eines Tempo- 
limits und einer gewünschten C02-Reduzierung. 

Die Koalitionsfraktionen legten dar, daß die im Zu- 
sammenhang mit der allgemeinen Kritik an der Ver- 
kehrspolitik der Bundesregierung erhobenen Forde- 
rungen hinlänglich bekannt und in der Vergangen- 
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heit in den verschiedenen Gremien ausführlich dis- 
kutiert worden seien. Die nun zum wiederholten 
Male vorgetragenen Forderungen nach einer Erhö- 
hung der physikalischen Belastungen des Straßen- 
und Luftverkehrs sowie vermehrter staatlicher Re- 
striktionen und dirigistischer Eingriffe würden nach 
wie vor von der Koalition abgelehnt. Die mit der zu- 
nehmenden Motorisierung einhergehenden Proble- 
me seien hinlänglich bekannt. Die Bundesregierung 
sei auf bi- wie multilateraler Ebene bemüht, diese 
Entwicklung so umweit- und sozialverträglich wie 
möglich zu beeinflussen. Grundlage ihres Engage- 
ment sei selbstverständlich die auch der nationalen 
Verkehrspolitik zugrundeliegende Prämisse eines 
Ausgleichs ökonomischer, ökologischer und sozialer 
Interessen. 

Die Fraktion der SPD räumte ein, daß beim Bundes- 
ministerium für Verkehr zwar ein Sektorkonzept für 
Verkehr bestehe, bemängelte aber, daß sich dieses 
Konzept nur mit dem Thema Straßenbau und Stra- 
ßenerhaltung in den Entwicklungsländern befasse, 
andere Verkehrsträger jedoch nicht berücksichtige. 
In der Entwicklungszusammenarbeit dürfe jedoch 
nicht nur die Straße Berücksichtigung finden, son- 
dern ebenso auch das Massentransportmittel Bahn. 
Zum Beispiel sei es notwendig, im Rahmen entspre- 
chender Projekte die Andenbahn oder Vietnambahn 
zu fördern. Mit Blick auf den nationalen Teü könne 
dem Antrag insgesamt jedoch nicht zugestimmt wer- 
den. So nehme die Fraktion der SPD zum Beispiel 
zum Tempohmit auf Autobahnen eine andere Positi- 
on ein. Bei der Kerosinbesteuerung trete die Fraktion 
der SPD im Gegensatz zu der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN für eine Lösung auf europäischer 
Ebene ein. 

Die Gruppe der PDS begrüßte den Ansatz des Antra- 
ges ausdrücklich und erläuterte, daß selbst bei einem 
explosionsartigen Anstieg der Pkw-Modemisierung 
zum Beispiel in China im Jahre 2025 sich noch 150 
Menschen einen Pkw teüen würden. Daraus sei er- 
sichtlich, welchen Stellenwert auch zukünftig der 
nichtmotorisierte Verkehr habe und daß es nicht 
möglich sei, das deutsche Mobilitätsprinzip auf Ent- 
wicklungsländer zu übertragen. 


Horst Friedrich 

Berichterstatter 
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